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Vorwort 
 
 

StB Dipl.-Kfm. Dr. Stephan Schnorberger,  
M. A. (Economics – USA) (Hrsg.) 

 
Am 16. Mai 2003 hat das neu verkündete Steuervereinfachungs- und Missbrauchs-

bekämpfungsgesetz gesetzliche Dokumentationspflichten zu Verrechnungspreisen einge-
führt und damit eine neue Ära der Steuerpraxis eingeläutet. Schon damals waren „zahl-
reiche Fragen und Probleme“1 zu konstatieren, insbesondere im verfahrensrechtlichen 
Bereich. So ist etwa die Zentralfrage nach dem konkreten Umfang der Dokumentations-
pflicht und der Grenze zur Unverwertbarkeit 20 Jahre nach ihrer Einführung nach wie vor 
offen. Leider ist die Frage heute auch in der Praxis umkämpfter denn je. 

Seit 2003 haben sich nicht nur die materiell-rechtlichen und ökonomisch-empirischen 
Komplexitäten vervielfacht; auch die verfahrensrechtlichen Normen und Brennpunkte zu 
Verrechnungspreisen haben überproportional zugenommen. Viele, ja zu viele davon, sind 
nach wie vor ungelöst. Um nur einige wenige Stichpunkte zu nennen: Voraussetzungen für 
die Verwerfung einer Verrechnungspreisdokumentation als unverwertbar, Schätzungs- und 
Korrekturbefugnisse der Behörde, Ausmaß der empirischen und ökonomischen Amts-
ermittlung als Basis einer Verrechnungspreiskorrektur, Rechtsnatur und Rechtsschutz bei 
Dokumentations- und Vorlageverlangen, Grenzen der Mitwirkungs- und Beweisvorsorge-
pflicht bei Kostenumlagen und Konzernumlagen, Voraussetzungen und Gegenstand der  
Anzeigepflicht für Verrechnungspreisgestaltungen, eventuell unverhältnismäßige Dauer von 
Verrechnungspreis-(Betriebs-)Prüfungen, Rechtsschutz beim internationalen Informations-
austausch und bei international koordinierten Betriebsprüfungen, Ermessensgrenzen des 
Bundeszentralamts für Steuern bei Einleitung eines APA und eines Verständigungsver-
fahrens. 

Ebenso haben Informationshunger, Entschlossenheit und Härte der Finanzverwaltungen 
bei der Steuerrechtsdurchsetzung neue Dimensionen erreicht. Verständigungsverfahren we-
gen Doppelbesteuerung, finanzgerichtliche Verfahren, ja sogar strafrechtliche Ermittlungs-
verfahren nehmen (leider) zu. Wem immer an Compliance-Effizienz und Rechtsfrieden  
im Steuerrecht gelegen ist, den kann die Entwicklung nicht kalt lassen, gleich wie man die 
Hintergründe bewertet. 

Im (steuerlichen) Verfahrensrecht werden allgemeine Rechtsgrundsätze und Vorschriften 
weithin erst durch fallbezogene Rechtsprechung griffig. Ein derartiger Rechtsprechungs-
korpus fehlt bislang im Bereich der Verrechnungspreise. Jenseits allgemeiner Rechtsgrund-
sätze liegen Rechte und Pflichten des Steuerpflichtigen und der Behörde daher oft im Ne-
bel. Es besteht also Anlass genug, der Frage nachzugehen, wie sie zu konkretisieren sind. Je 
klarer Rechte und Pflichten des Fiskus und des Steuerpflichtigen im Einzelfall konturiert 
werden können, umso eher ist unnötiger Streit zu vermeiden.  

Vor diesem Hintergrund haben die Autoren des vorliegenden Sammelwerks die spe-
zifischen verfahrensrechtlichen Fragestellungen der Verrechnungspreisbesteuerung in den  
Blick genommen. Sie haben sich zum einen derjenigen verfahrensrechtlichen Normen und 
Grundsätze angenommen, die einzig für Verrechnungspreise (einschließlich der Gewinn-
abgrenzung zwischen Stammhaus und Betriebsstätte) gelten. Zum anderen haben die  
Verfasser auch diejenigen Verfahrensregeln beleuchtet, die zwar für das allgemeine Steuer-
recht insgesamt gelten, jedoch für Verrechnungspreise besondere praktische Bedeutung  
haben.  
_______________________________________________________________________________________ 

1 DB 2003, 1241, 1247. 
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Stets ging die Absicht der Verfasser dahin, dem Leser auf systematischer Grundlage  
praktische Orientierung zu bieten. Dieses Werk legt daher besonderes Augenmerk darauf, 
praktische Fragen möglichst präzise zu beantworten sowie Beispiele und praktische Fälle  
zu diskutieren. Den Lesern gebührt es zu beurteilen, inwieweit das gelungen ist. Wie jedes 
menschliche Werk ist auch diese Teamarbeit begrenzt und fehleranfällig. Für Fragen, Kritik, 
Anregungen und Themenvorschläge sind wir immer dankbar. 

Mit Erscheinen dieses Buches findet ein mehrjähriges und arbeitsreiches Projekt seinen 
Abschluss. Ich danke allen Autoren und Beteiligten für Ihren außerordentlichen Einsatz  
und die Geduld mit dem Fortgang des Buches. Meinen herzlichen Dank spreche ich nicht 
nur den umseitig namentlich genannten Autoren aus, sondern ebenso Frau Angela Pow, 
Frau Tina Coda und den Herren Aichberger und Hunold vom Verlag C.H.Beck. 

 
 

Düsseldorf, im Juli 2023 
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